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Anlage 27.
(Drucksllchen-Nr. 26.)

Bericht
der Kommission zur Beratung einer neuen Geschäftsordnung

für den Provinziallllndtag.

Die Kommissionlegt den anliegenden Entwurf einer Geschäftsordnungmit dem Antrag vor:
1. ihn in der ersten Sitzung vorläufig bis zur endgültigen Beschlußfassungdes

Provinziallandtags in Kraft zu setzen,
2. diese endgültige Beschlußfassungim Lauf der Tagung herbeizuführen.

Düsseldorf, den 21. Juni 1921.

Der Vorsitzende: Der Berichterstatter:
Eberle. Adams.

Entwurf
einer Geschäftsordnungfür den Provinziallandtag.

(Abkürzungen: P,L. -- Provinziallandtag; P.A. - Provinzialausschuß;
P.O. — Provinzialordnung.)

« 1. Eröffnung des

Nach Eröffnung des P. L. durch den Kommissarder Staatsregierung übernimmt das älteste Landtages,
anwesende Mitglied, welches dazu bereit ist, den Vorsitz und beruft die beiden jüngsten dazu be¬
reiten Mitglieder als Schriftführer und Stimmzähler (§ 32 P.O.).

g 2 Vorsitzende.

Nach Feststellung der Beschlußfähigkeitdurch Namensaufruf wählt der P. L. mit Stimm¬
zetteln in besonderen Wahlgängen den Vorsitzenden und zwei Stellvertreter. Gewählt ist, wer
mehr als die Hälfte der abgegebenengültigen Stimmen erhält. Ergiebt sich eine solche Mehrheit
nicht, so kommendie beiden Anwärter mit den höchsten Stimmenzahlen in die engere Wahl. Bei
Stimmengleichheitentscheidet das Loos durch die Hand des Vorsitzenden. Wenn kein Abgeordneter
widerspricht, wird durch Zuruf gewählt. Im übrigen gelten für die Wahl die Vorschriften des
der P.O. beigefügten Wahlreglements.
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Beisitzer. Außerdemwerden vier Beisitzer bestellt. Sie werden durch den Aeltestenrat nach den Grund«
sätzeu des Verhältniswahlrechtes auf die Fratwnen verteilt, soweit nicht durch eine im Aeltestenrat
erfolgte Uebereinkunft anders bestimmt wird. Die Fraktionen benennen die Beisitzer vor Beginn
der Erüffnungs-Sitzung schriftlich dem Landtagsbüro; der Vorsitzende macht die Namen bekannt.

Der Vorsitzende kann erforderlichenfalls einen Abgeordneten zum Vertreter eines ver¬
hinderten Beisitzers bestellen.

Sitzungsoorstand. § 3.
Der Vorsitzendevertritt den P. L,, er leitet seine Verhandlungen und Geschäftsführung.
Die Beisitzer unterstützenden Vorsitzenden. Insbesondere liegt ihnen ob, die Schriftstücke

zu verlesen, die Rednerliste zu führen, den Namensaufruf zu bewirken, die Stimmen zu sammeln
und zu zählen; auch haben sie für die Aufnahme der Niederschriftzu forgen.

Der Vorsitzende und die beiden dienstthuendenBeisitzerbilden den Sitzungsvorstand.

Fraktionen, ß 4.

Als Fraktion gilt eine Vereinigung von mindestens5 Abgeordneten. Jeder Abgeordnete
kann nur einer Fraktion angehören. Ständige Gäste einer Fraktion gelten als Mitglieder.

Die Bildung einer Fraktion, ihre Bezeichnung,die Namen ihrer Vorsitzenden und Mitglieder,
sowie die Stelle, an welche für sie bestimmteMitteilungen zu richten sind, sind dem Landtagsbüro
sofort mitzuteilen.

Aeltestenrat. ß 5.

Zur Beratung nnd Beschlußfassungüber gemeiusame Angelegenheiten,namentlich über den
Arbeitsplan, wird ein Aeltestenrat von 11 Mitgliedern gebildet.

Die Sitze weiden nach dem Verhältniswahlrecht auf die Fraktionen verteilt. Wenn auf
eine Fraktion ein Sitz nicht entfällt, kann sie ein Mitglied mit beratender Stimme entsenden. Die
Fraktionen benennen die Mitglieder schriftlichdem Vorsitzenden,welcher die Namen dem Landtag
bekannt macht.

Der Vorsitzende des Prouinziallandiages oder sein Stellvertreter führt den Vorsitz; er und
seine Stellvertreter haben beratende Stimme. Bei Beratung des Arbeitsplanes und mit ihm
zusammenhängenderFragen können der Vorsitzende des P. A. und der Landeshauptmann mit
beratender Stimme zugezogen werden.

Der Aeltestenrat wird vom Vorsitzendenzusammenberufeu;auf Antrag von 3 Mitgliedern
muß dies geschehen.

Wahlprüfung. § 6.

Der P. L. prüft die Legitimation feiner Mitglieder und beschließt Über die Gültigkeit der
Wahlen und das Vorhandensein der für die Wählbarkeit vorgeschriebenen Voraussetzungen<M 10
und 11 Gesetz, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und Kreistagen vom 3. Dezember
1920, G. S. 1921 S. 1).

Die Vorprüfung der Wahlen erfolgt durch den Wahlprüfungsausschuß (§ 8).
Gegen die gemäß Absatz 1 gefaßten Beschlüsse steht dem, der den Einspruch erhoben hat,

und dem, dessen Wahl für ungültig erklärt ist. binnen 2 Wochen die Klage beim Oberverwaltungs-
genchte zu. Die Klage hat im Falle der Ungültigkeitserklärungeiner Wahl sowie bei Beschlüfsen
über das Vorhandenseinder Voraussetzungender Wählbarkeit aufschiebende Wirkung.
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§ 7. Urlaub.
Jeder Abgeordnete ist verpflichtet,an den Arbeiten des P.L. teilzunehmen, solange sein

Wahlauftrag nicht für ungültig oder für erloschen erklärt oder sonst erledigt ist. An der Abstimmung
über den eigenen Wahlauftrag darf sich kein Abgeordneter beteiligen.

Urlaub für eiueu Tag erteilt der Vorsitzende, auf längere, jedoch nicht auf unbestimmte
Zeit der P.L.

§ 8. Ocffentlichkeit
Die Sitzungen des P. L. sind öffentlich. Auf Antrag von 10 Abgeordneten kann der der Sitzungen.

P.L. mit Zweidrittelmehrheit die Öffentlichkeit für einzelne Gegenstände ausschließen. Ueber den
Antrag wird in nicht öffentlicherSitzung verhandelt.

§ 9. Ausschüsse.
Der P. Ü. bestellt bei Beginn jeder Tagung zur Vorbereitung der Verhandlungen folgende

Ausfchüsse:
1. die erforderlicheZahl von Fachausschüssen,deren Geschäftsbereichtunlichst im Anschluß

an die Geschäftsverteilungder Provinzialverwnltnng vom Aeltestenrat bestimmt wird;
2. einen Wahlprüfungsausschuß;
3. einen Geschäftsurdnungsausschuß.

Für einzelne Gegenstände oder Fragen können besondere Ausschüssevom Landtag ein¬
gesetzt weiden.

Die Zahl der Mitglieder der Ausschüsse soll in der Regel 15 betragen.

§ 10. Besetzung der
Der Aeltestenrat verteilt bei Beginn jeder Tagung die Sitze in den Ausschüssen nach dem Ausschüsse.

VerlMniswahlrecht auf die Fraktionen; Listenverbindungensiud zu berücksichtigen, wenn schriftliche
Mitteilung darüber vor der Beschlußfafsungdes Aeltestenrates dem Vorsitzendenvorliegt.

Nach denselbenGrundsätzen wird bestimmt, welche Fraktionen den Vorsitzendenund seine
Stellvertreter in den einzelnen Ausschüssen zu stellen haben.

Die Fraktionen haben dem Landtngsbüro bis zu einem vom Vurfitzendeu zu bestimmenden
Zeitpunkte die Namen der Mitglieder, des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden
schriftlich zn benennen; sie sind dem P.L. bekannt zn geben. Jede Fraktion kann die ihr znstehenden
Sitze und Aemter an Abgeordnete abtreten, die ihr nicht angehören.

Die Fraktionen haben den: Ausschußvorsitzendenjede Veränderung in der Besetzungder
Ausschüsse, die jederzeit zulässig ist, mitzuteilen.

« 11 Vorlagcu usw.

Die für den P.L. bestimmten Vorlagen der Staatsregierung und des P.A. find den für den Landtag.
Abgeordneten tunlichst zeitig vor Eröffnung des P.L. gedruckt zuzusenden. Sonstige Vorlagen,
Eingaben, fclbständige Anträge von Abgeordneten teilt der Vorsitzende in der Sitzung nnt; er
bestimmt' ob sie dnrch Abdruck oder durch Ausleguug zur Kenntnis der Abgeordnetengebracht werden.

'Alle Vorlagen, Eingaben und selbständigeAnträge, welche dem P.A. mcht vorgelegen
haben, sind alsbald dem Vorsitzendendes P. A. und dem Landeshauptmann mitzuteilen, dannt der
P. A.' die Möglichkeithat, dazu Stellung zu nehmen.

Z 12. Anträge.
Selbständige Anträge müssen schriftlicheingereichtund von mindestens 10 Abgeordneten

unterzeichnetsein.
29
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Abänderungsanträge und Anträge auf Annahme einer Entschließung im Anschlußan die
Verhandlung über einen bestimmten Gegenstand können bis zum Schluß der Verhandlung über die
Besprechung des Gegenstandes gestellt werden, auf den sie sich beziehen; sie müssen schriftlich
eingereicht werden.

Geschäftliche 8 13.
Behandlung Der Haupthaushaltsplan und die Einzelhaushaltsplane werden in der Regel zunächst in

») der Haus« der,Vollsitzungdes P. ü. zusammenbesprochen und dann den zuständigenFachausschüssen überwiesen.
hllltspltme; ^^ Erledigung in den Fachausschüssenwird über die Einzelhaushaltsplane in der Vollsitzung

verhandelt und beschlossen und nach deren Feststellung über den Haupthaushaltsplan.
d) der Eingaben; Eingaben können nur verhandelt werden, wenn sie bis zum Ablauf des auf die Eröffnung

des P.L. folgenden Tages eingegangen sind. Der Vorsitzende überweist sie dem zuständigen Fachausschuß.
«) sonstiger Vor» Ueber die geschäftliche Behandlung sonstiger Vorlagen, Eingaben oder Anträge wird vom

lagen und Anträge.P. L. bestimmt.
Anträge, deren Annahme eine in den Haushaltsplänen oder in einer Vorlage des P. A.

nicht vorgeseheneMehrbelastung der Provinz oder eine Verminderung der Einnahme zur Folge
haben würde, müssen in dem Ausschußberaten werden, zu dessen Zuständigkeitdie allgemeine Finanz-
verwaltung gehört.

Anberaumung § 14.

d°s 9^dt^s ^ Schlüsse jeder Sitzung schlägt der VorsitzendeZeit und Tagesordnung der nächsten
°2 - SrtMNll. vor. Bei Widerspruch eines Abgeordneten entscheidet der Landtag, wenn der Widerspruch

von 10 anwesendenAbgeordneten unterstützt wird. Die Tagesordnung wird den Abgeordneten
durch Druck oder durch Anschlagzur Kenntnis gebracht; sie ist auch dem Kommissar der Staats-
regierung, dem Vorsitzendendes P. A. und dem Landeshauptmann mitzuteilen.

Wird für denselbenTag eine neue Sitzung mit Fortsetzung der bisherigen Tagesordnung
anberaumt, so genügt es, wenn der Vorsitzendedies mündlich verkündet. Er kann in diesem Fall
einen Gegenstand, über den ergebnislos abgestimmt worden ist, selbständigan eine andere Stelle
der Tagesordnung stellen oder ihn von der Tagesordnung dieser Sitzung absetzen.

§ 15.
Der Vorsitzendekann Zeit und Tagesordnung der nächstenSitzung selbständigfestsetzen,

wenn der P. L. ihn hierzu ermächtigt hat oder wenn die Festsetzung wegen Beschlußunfähigkeitoder
aus anderen Gründen nicht möglich war.

Auch sonst kann der Vorsitzende ausnahmsweise eine Sitzung anberaumen oder Nachträge
zu einer Tagesordnung festsetzen;er hat bei Eröffnung der Sitzung die Genehmignng des P. L.
hierzu einzuholen.

Reihenfolgeder ß 16.
Beratung. Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, dürfen nur beraten werden, wenn kein

Abgeordneter widerspricht.
Die Reihenfolge der auf der Tagesordnung stehenden Gegenstände darf nicht geändert

werden, wenn 10 anwesendeAbgeordnetewidersprechen. Der P. L. kann einen Gegenstand von der
Tagesordnung absetzen.

Gegenstände der Tagesordnung, zu denen nach Ablauf einer Stunde nach Beginn der
Sitzung leine Wortmeldung vorliegt, kann der Vorsitzende außer der Reihe zur Beschlußfassungstellen,
wenn auf der Tagesordnung auf diese Möglichkeithingewiesen ist.

Die gemeinsame Besprechung gleichartiger oder verwandter Gegenstände kann jederzeit
beschlossenwerden.
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der Sitzung.

Redeordnung.

§ 17. Leitung
Der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzung. Eine Erörterung über die Recht- ""^^Z^una.

oder Zweckmäßigkeit seiner Anordnungen kann er auf die nächste Sitzung verschieben.
Wenn der Vorsitzende zur Lache sprechen will, muß er den Vorsitz abtreten.
Vor Erledigung der Tagesordnung kann die Sitzung nur auf Beschluß des P. L.

geschlossen werden, und zwar auf Vorschlag des Vorsitzendenoder auf Antrag von 15 anwesenden
Abgeordneten.

s 18.
Niemand darf sprechen, ohne daß ihm der Vorsitzende das Wort erteilt hat. Der Vorsitzende

kann anordnen, daß die Wortmeldungenschriftlich bei dem Beisitzer zu erfolgen haben, der die Redner¬
liste führt.

Der Vorsitzendebestimmt die Reihenfolge der Redner, falls der Aeltestenrat nicht anders
bestimmt. Hierbei soll maßgebendsein zunächst die Sorge für sachgemäße Erledigung der Geschäfte
und für eine zweckmäßige Gestaltung der Besprechung,daneben besonders die Rücksicht auf die ver¬
schiedenen Parteirichtungen, die Möglichkeitder Verteidigung auf Angriffe sowie eine Einigung der
Fraktionen untereinander. Der erste Redner in der Besprechungsoll nicht der Partei des Antrag¬
stellers entnommen werden.

Jeder Abgeordnete kann seinen Platz in der Rednerliste abtreten.

§ 19. Berichterstatter
Der Berichterstatter und bei selbständigen Anträgen der Antragsteller kann sowohl bei Beginn und

wie nach Schluß der Besprechungdas Wort verlangen. Antragsteller.
Die Berichterstatter haben die Ausschußanträge zu vertreten. Sie dürfen sich auch sonst

an der Beratung beteiligen, jedoch nur außerhalb des Begründungs- und des Schlußwortes; sie
müssen dabei erkennbar machen, daß sie nicht als Berichterstatter sprechen.

8 20.
Der Kommissar der Staatsregierung und die zu seiner Vertretung oder Unterstützungan¬

wesenden Staatsbeamten, der Vorsitzendedes P.A., die mit der Vertretung der Vorlagen des
P. A. von diesem beauftragten Berichterstatter, der Landeshauptmann und die von ihm beauftragten
Provinzialbeamten müssenauf Verlangen jederzeit gehört werden.

8 21.
Zur Geschäftsordnungmuß das Wort jederzeit gegeben weiden, nicht aber während einer

Rede oder einer Abstimmung.
Bemerkungen zur Geschäftsordnung dürfen sich nur auf die geschäftliche Behandlung des

zur Besprechungoder BeschlußfafsungstehendenGegenstandesoder auf die Geschäftslagedes P. L.
beziehenund nicht länger als fünf Minuten dauern.

§ 22.
Zu persönlichen Bemerkungen wird das Wort erst nach Schluß oder Vertagung der

Besprechung erteilt. Sie dürfen nur persönliche Angriffe abwehren und eigene Ausführungen
klarstellen.

8 23.
Außerhalb der Tagesordnung kann der Vorfitzendedas Wort zu emer tatsächlichenFest¬

stellung oder persönlichenErklärung erteilen; sie ist ihm vorher schriftlich vorzulegen.
29»

Kommissar der
Staatsregierung

usw. jederzeit
zu hören.

Bemerkungenzur
Geschäftsordnung.

Persönliche
Vemertungen.

Abgabe von
ErNäruugcu.
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Form der Reden. § 24.
Die Redner sprechen vom Rednerpult aus. Es ist nicht gestattet, Reden vorzulesen;

sonstige Schrift- oder Druckstücke dürfen nur mit Erlaubnis des Vorsitzendenvorgelesen werden; die
Erlaubnis kann zurückgenommen werden.

Längstdauer der 8 25.
Reden. Der P. L. kann für bestimmte Veratungeneine Längstdauer der Nedeu festsetzen, wenn es

der Aeltestenrat mit Dreiviertelmehrheit der Stimmen beantragt. Neber den Antrag wird ohne
Besprechung entschieden. Spricht ein Abgeordneter länger, so entzieht ihm der Vorsitzendenach
einmaliger Mahnung das Wort.

Ruf „Zur Ord- § 26.
nun«" und „Iur Wenn ein Redner die Ordnuug verletzt, so kann ihn der Vorsitzende„zur Ordnung" uud

wenn er von dem Gegenstand der Verhandlung abschweift,„zur Sache" rufen.
Der Redner kann hiergegen spätestens am folgendenWerktag schriftlich Einspruch erheben.

Der Einspruch ist frühestens auf die Tagesordnungder nächsten Sitzung zu setzen; die Entscheidung
erfolgt ohne Besprechung.

8 2?.
Ist ein Redner in derselbenSache dreimal „zur Ordnuug" oder „zur Sache" gerufen

worden, so kann der P.L. auf Anfrage des Vorsitzenden beschließen,daß ihm das Wort entzogen
werde, wenn er nach dem zweiten Rnf „zur Ordnung" oder „zur Sache" auf diese Folge hiu°
gewiesen worden ist.

Ist einem Redner das Wort entzogen, dann kann ihm bis zur Eröffnung der Abstimmung
über den Gegenstand das Wort nicht mehr gegeben werden.

Sache".

Entziehung des
Wortes.

Ordnungs- Z 28.

bestimmungen. Wenn ein Abgeordneter die Ordnung verletzt, ruft der Vorsitzende ihn mit Nennungdes
Namens „zur Ordnung"; 8 26 Abs. 2 findet entsprechende Anwendung.

Wenn ein Abgeordneter nach dem dritten Ordnungsrufdie Ordnung verletzt oder sich den
Anordnungen des Vorfitzenden dauernd widersetzt,kann er auf Anfrage des Vorsitzendenmit Zu¬
stimmung des Ältestenratesauf einen Tag von der Sitzung ausgeschlossen werden.

8 29.
Wenn störende Unruhe entsteht, kann der Vorsitzendedie Sitzung auf bestimmte Heit aus¬

setzen oder ganz aufheben.

§ 30.
Wenn ein ZuhörerBeifall oder Mißbilligungäußert oder Ordnung und Anstand verletzt,

kann er sofort entfernt werden.

Entsteht störende Unruhe im Zuhorerraum,so kann der Vorsitzende diesen räumen lassen.

8 31.
Der Kommissar der Staatsregierung und die zn seiner Vertretnng oder Unterstützung

abgeordneten Staatsbeamten, der Vorsitzende und die Mitglieder des Provinzialausschusses, der
Landeshauptmann und.die Provmzmlbeamtenunterstehen, wenn sie der Sitzung beiwohnen, der
Ordnungsgewalt des Vorsitzenden. ^ "u^n ..
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§ 32. Schluß der
Wenn sich niemand zum Wort meldet oder die Rednerliste erschöpft ist, erklärt der Vor- Besprechung,

sitzende die Besprechungfür geschlossen.
Der P. L. kaun die Besprechungauch vorher abbrechenund vertagen oder schließen. Der Antrag auf Schluß

Antrag auf Vertagung oder Schluß der Besprechungbedarf der Unterstützung von 10 anwesenden oder Vertagung.
Abgeordneten. Findet er sie, so wird die Rednerliste vorgelesenuud danu über den Schluß- oder
Vertagungsantrag abgestimmt. Er gilt als abgelehnt, wenn das Ergebnis der Abstimmungzweifel¬
haft ist. Namentliche Abstimmung ist unzulässig.

Der Schlußantrag geht dem Vertagungsantrag bei der Abstimmung vor.
Auch in einer Besprechungzur Geschäftsordnungoder über die Anberaumung der nächsten

Sitzung oder die Feststellung der Tagesordnung ist ein Schlußantrag zulässig.

§ 33.
Ergreift der Kommiffar der Staatsregierung oder der Landeshauptmann oder einer der

zu ihrer Vertretung oder Unterstützung anwesendenBeamten nach Schluß der Besprechung das
Wort, so hat der Vorsitzende die Besprechungwieder zu eröffnen.

§ 34. Eröffnung der
Nachdem die Besprechung geschlossenund etwaige persönliche Bemerkungen erledigt sind, Abstimmung,

eröffnet der Vorsitzende die Abstimmung.
Er stellt die Fassung und die Reihenfolge der zu entscheidenden Fragen fest, und zwar so, Fassung nnd

daß sie sich mit „Ja" oder „Nein" beantworten lassen, Sie müssen stets in bejahendemSinne Reihenfolgeder
gestellt werden; die Fragestellung in verneinendemSinne ist nur bei der Gegenprobe zulässig. Fragen.

Ueber die Fassung der Fragen und ihre Reihenfolge kann das Wort znr Geschäftsordnung
verlangt werden. Bei Widerspruch gegen den Vorschlag des Vorsitzendenentscheidet der P. L.

§ 35. Teilung der Frage.

Jeder Abgeordnetekann die Teilung der Frage beantragen. Wenn über die Massigkeit
b" Teilung Zweifel bestehen,entscheidet bei selbständigen und bei Abändeiungsanträgen der Antrag¬
steller, sonst der P. L. Namentliche Abstimmung ist unzulässig.

ß 36. Vorlesungder
Unmittelbar vor der Abstimmung ist auf Antrag die Frage vorzulesen. ^"^'

H 37. Form der

Abgestimmt wird in der Regel durch Aufstehen und Sitzenbleiben. Stimmengleichheitgilt bstimmung.
als Verneinung der gestelltenFrage.

Ist der Sitzungsvorstand über das Ergebnis der Abstimmung nicht einig oder nnrd es
von 10 anwesendenAbgeordneten verlangt, so wird die Gegenprobe gemacht.

§38. ' Zahlung der

Bleibt der Sitzungsvorstand auch nach der Gegenprobeüber das Ergebnis der Abstimmung Stimmen,
uneinig oder wird es von 10 anwesenden Abgeordnetenverlangt, so erfolgt die Zahlung der Stimmen
durch 2 vom Vorsitzendenbestimmte Abgeordnete. Die übereinstimmende Feststellung dieser Zähler
kann nicht angezweifeltwerden.
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Namentliche
Abstimmung.

Wahlen.

Neschluhfähigtcit.

Niederschrift über
die Sitzung.

s 39.
Namentliche Abstimmung können 15 anwesendeAbgeordnete bis zur Eröffnung der Ab»

stimmung (§ 34) verlangen.
Der Vorsitzendefordert die Abgeordnetenauf, ihre Plätze einzunehmen. Hierauf sammeln

die Beisitzer in Urnen die verschiedenfarbigen Abstimmungsiarten. Diese tragen den Namen des
Abgeordnetenund die Bezeichnung„Ja" oder „Nein" oder „Enthält sich". Nach beendigterEin-
sammlung erkürt der Vorsitzendedie Abstimmung für geschlossen.Die Beisitzerzählen die Stimmen
sogleich nach der Abstimmung.

Sobald das Ergebnis festgestellt ist, wird es vom Vorsitzendenverkündet.
Zwischen der Abstimmungund der Verkündungdarf verhandelt, aber nicht beschlossenweiden.

s 40.
Bei allen Abstimmungen und Wahlen darf jeder Abgeordnete mündlich erklären, daß er

sich der Abstimmung enthalte.
Ferner darf jeder Abgeordnetespätestens am Tage nach der Abstimmungeine kurze schrift¬

liche Begründung feiner Abstimmungeinreichen, die nicht verlefen, aber in den Sitzungsbericht(ß 44)
aufgenommenwird.

8 41.
Die vom P.L. vorzunehmendenWahlen erfolgen, soweit es sich um die Wahlen des

Provinzialausschusses und der Provinzialkommissionenhandelt, gemäß 8 24 Abs. 2 des Gesetzes,
betr. die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreistagen, vom 3. Dezember 1920 —
G.-S. 1921 S. 6 — und den dazu vom Provinziallandtag festgefetzten Bestimmungen, und, joweit
es sich um die Wahlen zum Staats«! handelt, nach dem Gesetz über die Wahlen zum Staatsrat
vom 16. Dezember 1920 (G.-S. 1921 S. 90), im übrigen gemäß § 42 der P. O. und deni
dieser beigefügtenWahlreglement.

s 42.
Der P.L. ist befchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl

anwesend ist.
Bei Wahlen und Abstimmungen zählen Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen mit

zur Feststellung der Befchlußfähigteit,nicht aber zur Berechnung der Mehrheit.
Vor einer Abstimmung können 10 anwesende Abgeordnete die Feststellung der Beschluß¬

fähigkeit verlangen. Diese geschieht durch Zahlung (ß 38). Sie unterbleibt, wenn der Sitzungs-
vorstand über die Beschlußfähigkeiteinig ist.

Bei Befchlußunfähigkeithat der Vorsitzendedie Sitzung sofort aufzuheben und nur noch
Zeit und Tagesordnung der nächstenSitzung zu verkünden.

Ergibt sich die Beschlußunfähigkeitbei einer Abstimmung oder einer Wahl, fo wird in einer
der nächsten Sitzungen noch einmal abgestimmt oder gewählt. Ein für die ergebnislofeAbstimmung
gestellterAntrag auf namentlicheAbstimmung bleibt in Kraft.

s 43.
Ueber jede Sitzung des P. L. wird eine Niederschrift angefertigt, welche namentlich die

gefaßten Befchlüffeund das Ergebnis der Wahlen wiedergibt und vom Vorsitzendenund zwei Bei¬
sitzern unterzeichnetwird.

Die Niederschriftwird in der Regel in der nächstfolgenden Sitzung zur Einsichtnahmeaus¬
gelegt; sie gilt, wenn kein Einspruch erfolgt, als genehmigtund ist vom Vorsitzendenund den dienst-
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tuenden Beisitzernzu unterzeichnen. Ueber einen Einspruch entscheidet der P. L, Die Niederschrift
über die letzte Sitzung der Tagung wird von dem Vorsitzendenund den diensttuendenBeisitzern ohne
Vorlage vollzogen.

Die Ausfertigung der Beschlüsse besteht in einem von dem Vorsteher des Landtagsbüros
beglaubigten Auszug aus der Niederschrift.

Die Bestallungen für die vom P. L. gewählten Beamten werden vom Vorsitzendenund
dem Landeshauptmann vollzogen.

Z 44. Stenographischer
Ueber jede Sitzung des P. L. wird ein wörtlicher Bericht nach der stenographischen Auf- Bericht,

nähme angefertigt.
Jeder Redner erhalt eine Übertragung seiner Rede. Ist sie bis zu der bei der Zusendung

angegebenenZeit nicht zurückgegeben, so wird Einverständnis mit ihrem Inhalt angenommen.
Es ist darauf zu achten, daß durch Aenderungen in der stenographischen Aufnahme der

Sinn des Gesprochenen nicht verändert wird. Wird eine Aenderungbeanstandetund ist eine Einigung
mit dem Redner nicht zu erreichen,so entscheidet der Vorsitzende.

Die stenographische Aufnahme und Uebertragung einer Rede darf vor ihrer Prüfung durch
den Redner ohne dessen Zustimmung keinem andern als dem Vorsitzendenvorgelegt werden.

Die Sitzungsberichte werden den Abgeordnetenzugestellt.

§ 45. GeMftsführuna.
Die Ausschüsse sind beschlußfähig,wenn mindestensdie Hälfte der Mitglieder anwesend ist. der Ausschüsse.
Sind bis zu dem bestimmtenZeitpunkt G 10 Abs. 3) noch nicht sämtliche Mitglieder eines

Ausschusses benannt, so kann ihn der Vorsitzendedes Landtages trotzdem zusammenberufen. Fehlen
in diesem Falle der Vorsitzendeund sein Stellvertreter, so wählt der Ausschuß einstweilen einen
Versammlungsleiter aus den anwesendenMitgliedern,

s 46.
Der Ausschuß wählt einen Schriftführer und einen stellvertretendenSchriftführer, welche

für die Niederschrift über die Verhandlungen und die Ausfertigung der Beschlüssesowie deren
Abgabe an das Landtagsbüro Sorge zu tragen haben.

Im übrigen regeln die Ausschüsse ihren Geschäftsgang nach den Grundsätzen dieser
Geschäftsordnung.

Der Vorsitzende schlägt für die einzelnen zur Beratung stehenden Gegenstände Bericht¬
erstatter für den P. L. vor. Die Berichterstattung erfolgt mündlich, wenn nicht der Ausschuß oder
der P. L. anders bestimmt hat.

8 47. .
Bei Beratung von selbständigenAnträgen kann einer der Antragsteller mit beratender

Stimme an den Beratungen im Ausschuß teilnehmen.
Der Ausschuß kann in geeignetenFälleu Abgeordnete mit beratender Stimme zuziehen.
Der Kommissar der Staatsregierung und die zu seiner Vertretung und Unterstützung

abgeordneten Staatsbeamten, der Vorsitzendedes P, A., die mit der Vertretung von Vorlagen des
P. A. von diesem beauftragten Berichterstatter, der Landeshauptmann und die von ihm beauftragten
Provinzialbeamten können mit beratender Stimme an den Beratungen des Ausschusses teilnehmen;
sie sind zu den Sitzungen einzuladen und jederzeit zu hören.

Die Mitglieder des P. L, können den Sitzungen als Zuhörer beiwohnen,sofern nicht geheime
Beratung befchlofsen worden ist.
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